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Entschließung des Europäischen Parlaments zum Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen zwischen der EU und Irak
(2012/2850(RSP))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass in der Republik Irak seit 2005 drei Mal Wahlen unter Beteiligung 
mehrerer Parteien stattgefunden haben, eine Verfassung im Rahmen eines Referendums 
angenommen, die Grundlage für einen Bundesstaat geschaffen und der Prozess des 
Aufbaus demokratischer Institutionen, des Wiederaufbaus und der Normalisierung 
entschlossen eingeleitet wurde;

B. in der Erwägung, dass sich sämtliche politischen Kräfte des Irak am 21. Dezember 2010 
auf ein Abkommen zur Bildung einer Regierung der nationalen Einheit verständigt haben, 
um dem Wunsch der irakischen Bevölkerung zu entsprechen, der bei den Wahlen vom 7. 
März 2010 zum Ausdruck kam;

C. in der Erwägung, dass 2013 Kommunalwahlen und 2014 Parlamentswahlen stattfinden 
sollen; 

D. in der Erwägung, dass 2003 800 000 Christen (Chaldäer, Angehörige der Syrischen 
Kirchen und andere christliche Minderheiten) im Irak lebten und dass sie eine alte, 
autochthone Bevölkerungsgruppe bilden, die nun ernsthaft von Verfolgung und Exilierung 
bedroht ist; unter Hinweis darauf, dass tausende Christen, die immer noch Zielscheibe von 
Gewaltmaßnahmen sind, vor der Gewalt geflohen sind und entweder dem Land völlig den 
Rücken gekehrt haben oder innerhalb des Landes vertrieben wurden;

E. in der Erwägung, dass die Krise in Syrien neue massive Flüchtlingsströme und eine Welle 
von Rückkehrern in den Irak ausgelöst hat, die nun im Irak mit schweren persönlichen und 
wirtschaftlichen Unsicherheiten konfrontiert und stark gefährdet sind; 

F. in der Erwägung, dass es wichtig ist, die notwendigen Mittel sicherzustellen, damit die 
EU-Delegation in Bagdad voll funktionsfähig ist und bei der Unterstützung der staatlichen 
Stellen des Irak beim Wiederaufbau-, Stabilisierungs- und Normalisierungsprozess eine 
wichtige Rolle spielen kann;

G. in der Erwägung, dass der Irak zwar seine Erdölförderung fast vollständig 
wiederhergestellt hat, dass der irakische Staat jedoch Schwierigkeiten hat, die 
Grundversorgung, einschließlich einer regelmäßigen Stromversorgung im Sommer, der 
Versorgung mit sauberem Wasser und einer angemessenen Gesundheitsfürsorge 
sicherzustellen; in der Erwägung, dass zur Erschließung der irakischen Erdölressourcen 
technische Hilfe, Rechtsstaatlichkeit und die vollständige Umsetzung der internationalen 
Standards für Verträge und Auftragsvergabe wesentlich sein werden, um einen Prozess 
der sozialen Eingliederung und des Wohlstands zu fördern; in der Erwägung, dass die 



RE\919874DE.doc 3/5 PE498.023v03-00

DE

Bekämpfung von Korruption weiter ein wichtiges Ziel der staatlichen Stellen des Irak sein 
sollte;

1. begrüßt den Abschluss der Verhandlungen über ein Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen zwischen der Europäischen Union und der Republik Irak, durch 
das erste vertragliche Beziehungen zwischen beiden Parteien hergestellt werden; begrüßt 
die Einsetzung eines Kooperationsrates, eines Kooperationskomitees und eines 
parlamentarischen Kooperationsausschusses im Rahmen des Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens und erwartet, dass diese Foren dem politischen Engagement der 
Union im Irak auf höchster Ebene neuen Schwung verleihen, und zwar in Form 
regelmäßiger Gespräche mit den staatlichen Stellen des Irak innerhalb der höchstrangigen 
Gremien;

2. begrüßt die im Partnerschafts- und Kooperationsabkommen enthaltene Klausel über die 
Zusammenarbeit zwischen der EU und dem Irak hinsichtlich des Beitritts des Irak zum 
Römischen Statut des Internationalen Strafgerichtshofs; unterstreicht, wie wichtig eine 
möglichst starke Unterstützung der EU für Iraks Beitritt zum Römischen Statut des 
Internationalen Strafgerichtshofs und die Umsetzung der internationalen 
Menschenrechtsstandards und -instrumente ist; begrüßt diesbezüglich die im 
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen enthaltene Klausel über die Zusammenarbeit 
bei der Förderung und beim wirksamen Schutz der Menschenrechte im Irak, mit dem 
Vorbehalt, dass es sich negativ auf die Programme für die Zusammenarbeit und die 
wirtschaftliche Entwicklung auswirkt, wenn es der Irak versäumt, die Menschenrechte zu 
schützen, zu stärken und zu achten; unterstreicht, dass die Bedeutung substanzieller 
Fortschritte bei den Menschenrechten im Irak durch eine strengere Konditionalität auf der 
Grundlage des Prinzips „Mehr für Mehr“ stärker betont worden wäre;

3. betont, dass beim politischen Dialog zwischen der EU und den staatlichen Stellen des Irak 
vorrangig Menschenrechtsfragen und die öffentlichen und individuellen Grundfreiheiten, 
die Stärkung der demokratischen Institutionen, der Rechtsstaat und die 
verantwortungsvolle Staatsführung erörtert werden müssen;

4. unterstreicht, wie wichtig es ist, die Bedingungen für einen starken technischen Dialog 
und die Zusammenarbeit mit dem Irak und für die ständige Unterstützung seiner 
Verwaltung zu schaffen, so dass angemessene internationale Standards für Verträge und 
Auftragsvergabe eingeführt und vollständig umgesetzt und die Investitionsmöglichkeiten 
verbessert werden können;

5. begrüßt die Eröffnung einer Delegation der EU in Bagdad und die Ernennung eines 
Leiters der EU-Delegation; erinnert jedoch daran, dass für die notwendigen personellen 
und materiellen Ressourcen gesorgt werden muss, die dem erklärten Anspruch der EU 
gerecht werden, beim Übergang des Irak zur Demokratie eine wichtige Rolle zu spielen, 
und mit denen die volle Funktionsfähigkeit der Delegation sichergestellt wird; betont, dass 
der Leiter der Delegation unbedingt in die Lage versetzt werden muss, in völliger 
Sicherheit in alle Landesteile zu reisen, um die korrekte Umsetzung der von der 
Europäischen Union finanzierten Programme zu überwachen;

6. begrüßt die politische Übereinkunft, die die führenden politischen Vertreter des Irak 
erzielt haben, damit eine Regierung der nationalen Einheit gebildet werden kann, die die 
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politische, religiöse und ethnische Vielfalt der irakischen Gesellschaft widerspiegelt und 
ihrem Wunsch entspricht, der in den Parlamentswahlen vom 7. März 2010 zum Ausdruck 
kam; fordert die sofortige vollständige Umsetzung dieser Übereinkunft, und fordert die 
politischen Kräfte im Irak auf, sich weiter mit vereinten Kräften für den Aufbau starker 
und dauerhafter demokratischer Institutionen zu engagieren und die Bedingungen für freie 
und faire Wahlen sowohl auf lokaler als auch auf nationaler Ebene zu gewährleisten, die 
für den demokratischen Wandel von wesentlicher Bedeutung sind;

7. begrüßt, dass die irakischen Sicherheitskräfte Fortschritte erzielt und das Ausmaß der 
Gewalt und der Bedrohung der Sicherheit auf den niedrigsten Stand seit 2003 
zurückgedrängt haben; ist jedoch weiterhin tief besorgt über die anhaltende Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung, schutzbedürftige Bevölkerungsgruppen und 
Religionsgemeinschaften wie die christlichen Minderheiten; fordert die staatlichen Stellen 
des Irak auf, sich weiterhin dafür einzusetzen, dass die Sicherheit verbessert und die 
öffentliche Ordnung wiederhergestellt wird und Terrorismus und religiös motivierte 
Gewalttaten im ganzen Land bekämpft werden; hält es auch für vorrangig, dass neue 
rechtliche Rahmenbedingungen geschaffen werden, durch die die Zuständigkeiten und das 
Mandat der Sicherheitskräfte klar definiert werden; vertritt die Auffassung, dass der 
Repräsentantenrat bei der Ausarbeitung neuer Rechtsvorschriften eine angemessene Rolle 
spielen und seine demokratische Kontrollfunktion ausüben muss; fordert die staatlichen 
Stellen des Irak auf, ihre Anstrengungen zum Schutz der christlichen Minderheiten und 
anderer schutzbedürftiger Minderheiten zu intensivieren, allen irakischen Bürgern das 
Recht auf freie und sichere Ausübung ihres Glaubens zu garantieren, entschlossener gegen 
Gewalt zwischen den Bevölkerungsgruppen vorzugehen und alles in ihrer Macht Stehende 
zu tun, um die Täter nach rechtsstaatlichen Grundsätzen und internationalen Standards 
gerichtlich zur Verantwortung zu ziehen; vertritt die Ansicht, dass das Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen die Gelegenheit zur weiteren Förderung von 
Aussöhnungsprogrammen und des interreligiösen Dialogs bietet, wodurch das Gefühl der 
Zusammengehörigkeit und der Partnerschaft in der irakischen Gesellschaft 
wiederhergestellt werden soll;

8. weist darauf hin, dass die humanitären Probleme des irakischen Volkes dringend gelöst 
werden müssen; betont, dass sichergestellt werden muss, dass bei den zwischen den 
staatlichen Stellen des Irak und den vor Ort tätigen internationalen Geberorganisationen 
koordinierten Maßnahmen berücksichtigt wird, dass schutzbedürftige Gruppen, 
einschließlich Flüchtlinge und Vertriebene und die großen Massen von Flüchtlingen und 
Rückkehrern aus Syrien unterstützt werden;

9. begrüßt die ständigen Bemühungen der staatlichen Stellen des Irak zur Sicherstellung 
angemessener Lebensbedingungen der Insassen von Camp Ashraf und Camp Hurriya; 
fordert die Mitgliedstaaten auf, alles zu tun, um die Wiederansiedlung oder Rückführung 
der Insassen von Camp Hurriya zu erleichtern, so dass das Problem ihres Aufenthalts auf 
irakischem Staatsgebiet endlich gelöst werden kann;

10. fordert, der Einbeziehung von Frauen in den Prozess des Wiederaufbaus nach dem 
Konflikt und in die höchste Ebene des politischen und wirtschaftlichen Lebens besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen; fordert die staatlichen Stellen des Irak nachdrücklich auf, die 
Maßnahmen zu ergreifen, die zur Entwicklung einer auf Eingliederung bedachten 
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Zivilgesellschaft erforderlich sind, die am politischen Prozess umfassend mitwirkt, und 
unabhängige, pluralistische und professionell arbeitende Medien zu fördern;

11. ist äußerst besorgt über die zahlreichen Selbstmorde von Frauen bzw. Ehrenmorde in 
Verbindung mit Zwangsehen; unterstreicht, wie wichtig es ist, einen geeigneten und 
wirksamen Korpus an Rechtsvorschriften zum Schutz der Frauenrechte und der sozialen 
und kulturellen Integrität und der körperlichen Unversehrtheit zu schaffen und den 
uneingeschränkten Zugang zur sozioökonomische Integration in der Gesellschaft zu 
fördern;

12. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Präsidenten des Europäischen 
Rates, dem Präsidenten der Europäischen Kommission, der Vizepräsidentin der 
Europäischen Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, den Präsidenten der Parlamente der Mitgliedstaaten sowie der 
Regierung und dem Repräsentantenrat der Republik Irak zu übermitteln.


